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Jungparteien halten Alte auf Trab
Mit dem Einzug Jüngerer ins Parlament wächst der Einfluss der Jungparteien 

Der jüngste Nationalrat der
Schweiz, Lukas Reimann, hat
die Mutterpartei in letzter Zeit
gleich zweimal auf den Kurs 
der Jungen SVP umschwenken 
lassen.Auch andere Jung-
parteien finden mehr Gehör 
als früher.
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Noch vor kurzem galt: Machten Jung-
parteien national Schlagzeilen, dann
negative. Die Junge SVP zum Beispiel
erregte Aufsehen mit stehlenden Kas-
sieren, gefälschten Unterschriften
und einem beleidigenden Comic, in
dem die Partei den Bundesrat verun-
glimpfte. 

Heute sieht das anders aus. Die
Jungparteien haben sich zu ernst zu
nehmenden politischen Spielern ent-
wickelt. Jüngst arbeiteten die Jungen
von SVP, FDP, SP und Grünen partei-
enübergreifend zusammen und brach-
ten das Referendum gegen die biome-
trischen Pässe zustande. Doch der Er-
folg geht noch weiter: Der Jungen SVP
ist es zum zweiten Mal gelungen, die
Mutterpartei umzustimmen und auf
ihre Position zu bringen. So fasste die
SVP die Nein-Parole zur Weiterführung
und Ausdehnung der Personenfreizü-
gigkeit und jüngst, am Wochenende,
zu den biometrischen Pässen. 

Lukas Reimanns zweiter Streich
An vorderster Front weibelt dabei

Lukas Reimann (SVP/SG). Wie hat er es
geschafft, die Partei hinter sich zu brin-
gen? «Es sind die guten Argumente, die
überzeugen», sagt Reimann, der mit 26
Jahren der jüngste Nationalrat ist. Be-
scheiden auftretend, will er seine Per-
son nicht in den Vordergrund stellen.
Zwar sagt er, über die Nein-Parole zu
den biometrischen Pässen «Genugtu-
ung» verspürt zu haben – «aber nicht
für mein Ego, sondern für die Sache».
Die SVP nehme die Jungen ernst, be-
stätigt er.

Das war nicht immer so: «Vor zehn
Jahren wurden wir wie Lehrlinge be-
handelt», sagt Reimann. Heute höre
die SVP auf die Jungen und diese näh-
men in allen Parteigremien Einsitz.
«Die Partei hat gemerkt, dass die Jun-

gen die Zukunft der Partei sind», sagt
er. Um gehört zu werden, sei es wich-
tig, Vertreter der Jungparteien im eid-
genössischen Parlament zu haben. 

Dies bestätigt Christa Markwalder,
die den Sprung in den Nationalrat
2003 im Alter von 28 Jahren schaffte.
«Im Parlament kann man direkt Ein-
fluss nehmen», sagt sie. Die Präsenz
der Jungparteien in letzter Zeit erklärt
sie sich auch damit, dass «die Jungen
in der Öffentlichkeit frech auftreten
und neue Medien geschickt nutzen».
Grosse Resonanz erhielten die Jung-

freisinnigen kürzlich vor der Abstim-
mung über die Personenfreizügigkeit
durch den Clip mit Charles Clerc. 

Juso-Einfluss sprunghaft gestiegen
Zu den Jungsozialisten gehört zur-

zeit kein Mitglied des Parlaments –
und doch gelingt es der Juso, Einfluss
zu nehmen. «Wir haben etwa die SP in
der Frage der Lohnbeschränkung der
UBS-Manager auf unsere Linie ge-
bracht», sagt Juso-Präsident Cédric
Wermuth. Seit dem Herbst, als der 22-
jährige Wermuth als einer von fünf Vi-

zepräsidenten in der SP-Leitung Ein-
sitz nahm, sei der Einfluss der Juso
sprunghaft angestiegen, meint er.
«Wir wollten unbedingt ins Präsidi-
um, denn das ist für das Tagespoliti-
sche das entscheidende Gremium.»

Dass der Einfluss mit Parlaments-
sitzen zu tun hat, zeigt auch das Ge-
genbeispiel der JCVP, die auf nationa-
ler Ebene nicht präsent ist. Zwar sitzt
eine Vertreterin im CVP-Präsidium.
Doch im Parlament ist Christophe Dar-
bellay mit seinen 38 Jahren das Küken
der CVP-Fraktion.

Lateinlehrer wehren sich für ihr Fach
Im Entwurf des Lehrplans für die deutschsprachigen Kantone kommt das Fach Latein nicht vor

Die Lateinlehrer sind alar-
miert: Im Entwurf des Lehr-
plans, der ab 2012 in 21 Kan-
tonen eingeführt werden soll,
kommt ihr Fach nicht vor.
Die Latein-Fachkräfte des 
Bildungsraums Nordwest-
schweiz machen nun gemein-
sam mobil.
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Bundesrat Pascal Couchepin hat
sie, die Nationalräte Corina Eichen-
berger, Felix Gutzwiller, Doris
Stump und Claude Janiak haben sie
auch. Auch Moderator Stephan
Klapproth und Musiker Pepe Lien-
hard haben sie. Die Rede ist von der
Lateinbildung. Knapp 40 Prominen-
te aus Politik, Wissenschaft und
Kultur haben Testimonials über
Wert und Nutzen des Lateins abge-
geben. Zu lesen sind sie in einer
eleganten 15-seitigen Broschüre
auf dickem Papier, herausgegeben
von der Arbeitsgruppe «Latein
macht Schule». Hinter der Gruppe
stehen Lateinlehrkräfte der Kanto-
ne des Bildungsraums Nordwest-
schweiz (AG, SO, BL, BS). 

Die Lateinlehrerinnen und -leh-
rer haben sich zusammengetan,
weil sie die Bedeutung ihres Fachs
gefährdet sehen: Im Entwurf zu
den Grundlagen des so genannten
Lehrplans 21 (siehe Artikel rechts)
ist Latein auf Sekundarstufe I der-
zeit nicht vorgesehen. Die Latein-
lehrkräfte befürchten eine Mar-

ginalisierung ihres Fachs und for-
dern, Latein solle auch im neuen
Lehrplan verankert werden, und
zwar als Wahlpflichtfach. «Unser
Angebot ist attraktiv», sagt Marie
Louise Reinert, Präsidentin der
Fachschaft Latein aargauischer Be-
zirksschulen und Mitglied der Ar-
beitsgruppe «Latein macht Schule». 

«Lateinlernen fördert die
Sprachkompetenz, weckt methodi-
sche Fähigkeiten und ermöglicht in-
terkulturelles Lernen. Lateinklassen
bieten eine anregende, herausfor-
dernde Lernumgebung», sagt Rei-
nert. Ein Fach wie Latein fordere
aber einen längeren Aufbau. Des-
halb reiche es nicht, Latein erst ab
Gymnasium anzubieten, finden die
Lateinlehrkräfte. «Lateinlernen
nützt am meisten in der Sekundar-
stufe 1, wenn der Lernende Struktu-
ren braucht, um sein neu erworbe-
nes Wissen zu ordnen», sagt Reinert.

Latein ist bei Schülerinnen und
Schülern der Sekundarstufe be-
liebt: In den letzten 10 Jahren stie-
gen die Zahlen der Lateinschüler
auf Sekundarstufe I markant an. So
besuchten im Aargau 1999 etwa
800 Schülerinnen und Schüler den
Lateinunterricht. 2007 waren es
über 1300. 

Befürchtungen nicht geteilt
Die Befürchtungen der Latein-

lehrer teilt man bei der Erzie-
hungsdirektorenkonferenz (EDK)
nicht. Christoph Mylaeus, Leiter
der Geschäftsstelle der deutsch-
sprachigen EDK-Regionen, sagt:
«Auch wenn Latein nicht im Lehr-
plan 21 verankert ist, kann jeder
Kanton den Lateinunterricht wei-
terhin so anbieten wie bisher.» 

Die EDK stelle mit dem Lehr-
plan-Entwurf nicht das Latein in
Frage. Nur sei Latein heute nicht in

allen Kantonen Teil der Volksschul-
bildung. Und es sei nicht Aufgabe
des Lehrplans, die progymnasialen
Strukturen, die sich in den 21 Kan-
tonen sehr stark unterscheiden, zu
harmonisieren. 

Der Lehrplan 21 wird den Kan-
tonen Rahmenvorgaben, aber keine
Stundentafeln liefern. Die Rahmen-
vorgaben würden nicht die gesam-
te Unterrichtszeit abdecken, sagt
Christoph Mylaeus. «So kann jeder
Kanton selbst noch Zeitgefässe fin-
den und die Stundenpläne nach sei-
ner bisherigen Tradition ausgestal-
ten.» 

In der Vernehmlassung zum
Entwurf der Grundlagen des Lehr-
plans 21, die noch bis Ende Mai
läuft, können sich die Teilnehmen-
den nun zur Frage äussern, ob «im
Lehrplanprojekt zusätzlich der
Fachbereich Latein ausgearbeitet
werden soll». 

21 Kantone, ein Lehrplan
Erstmals entsteht ein gemeinsamer Lehrplan für
alle 21 deutsch- und mehrsprachigen Kantone.
Der so genannte Lehrplan 21 vereinheitlicht die
Ziele und Inhalte für den Unterricht an der Volks-
schule (die ersten elf Schuljahre inklusive zweier
Jahre Kindergarten). Derzeit läuft die Vernehmlas-
sung zu den Grundlagen für den Lehrplan 21. Ab
Sommer 2009 wird der Lehrplan konkret ausgear-
beitet. 
Das Lehrplanprojekt wurde unabhängig vom Har-
mos-Konkordat und zeitlich früher lanciert. Die 21
Bildungsdirektorinnen und -direktoren haben ent-

schieden, dass sich auch Kantone, die Harmos ab-
gelehnt haben, an der sprachregionalen Zusam-
menarbeit beteiligen können. 
Die Hoheit über Kindergarten und obligatorische
Schule bleibt bei den Kantonen, auch wenn der
Lehrplan Kompetenzen und Inhalte für den Unter-
richt festlegt. So beschreibt der Lehrplan 21 den
Pflicht- und Wahlpflichtbereich der obligatori-
schen Schule. Zusätzliche Bildungsangebote blei-
ben in der Verantwortung der Kantone.  
Der Lehrplan soll ab 2012 implementiert werden. 
(KAS)

Rauchverbot
war zu restriktiv
Liechtenstein lockert 
seinen Nichtraucherschutz 
Das liechtensteinische Stimmvolk
hat sich am Sonntag für eine Locke-
rung des Nichtraucherschutzes aus-
gesprochen.Viele Gastronomiebe-
triebe hatten seit der Einführung des
Gesetzes im vergangenen Sommer
Umsatz- und Ertragsbussen hinneh-
men müssen.

Mit dem Entscheid des liechtensteinischen
Stimmvolkes wird das erst am 1. Juli 2008 in
Kraft getretene neue Gesetz über den Nicht-
raucherschutz bereits wieder überholt. Der
Gastronomieverband hatte die damals vorge-
nommenen Gesetzesänderungen als zu ein-
schneidend erachtet und ein Initiativbegeh-
ren zur Liberalisierung eingereicht, welches
im November gutgeheissen wurde. So be-
zeichnete der Landtag ein uneingeschränktes
Rauchverbot als zu restriktiv. Zudem hätten
viele Gastronomiebetriebe seit der Ein-
führung des Gesetzes Umsatz- und Ertrags-
bussen hinnehmen müssen. Auch seien sie
gegenüber dem nahen Ausland benachtei-
ligt. 

Gegen die geplante Lockerung wurde ein
Referendum eingereicht. Das Referendums-
komitee begründete den Schritt damit, dass
die vorgesehenen Ausnahmen weder das
Personal noch die Gäste schützten. Das
Stimmvolk folgte diesen Ausführungen
nicht. Es stimmte der Lockerung mit 7593 Ja-
zu 6945 Neinstimmen zu. Die Stimmbeteili-
gung betrug 75,5 Prozent. Die Gastronomie-
betriebe können nun Raucher- und Nicht-
raucherräumlichkeiten einrichten und die-
se klar deklarieren. (AP)

Nachrichten

Gegen eine einzige
SRG-Direktion
Bei der geplanten Konvergenz von Radio
und Fernsehen in der SRG soll die Publi-
zistik nicht in einer gemeinsamen Direk-
tion zusammengelegt werden. Dies sagte
Bundesrat Moritz Leuenberger in einem
«SonntagsBlick»-Interview und forderte,
die publizistische Vielfalt dürfe nicht ge-
fährdet werden. «Ich bin gegen eine ge-
meinsame publizistische Direktion von
Radio und Fernsehen, aber für eine bes-
sere Koordination bei den Gebäuden
oder im technischen Bereich», sagte der
Medienminister. Damit könne Geld ge-
spart werden, auch mit einem gemeinsa-
men Online-Auftritt. (AP)

Bewilligung Neue Cisalpino-
Züge kommerziell in Betrieb
Der Bund hat den neuen Cisalpino-Zügen
des Typs ETR 610 die Bewilligung für den
kommerziellen Vorbetrieb erteilt. Im fahr-
planmässigen Betrieb dürfen sie damit
aber noch nicht eingesetzt werden, wie Da-
vide Demicheli, Sprecher des Bundesamts
für Verkehr, zu Berichten in der «Sonntags-
Zeitung» und der «NZZ am Sonntag» be-
stätigte. Bisher durften die neuen Cisalpi-
no-Züge nur ausserhalb der Betriebszeiten
für Testfahrten eingesetzt werden. Mit der
am Donnerstag erteilten Bewilligung kön-
nen sie auch zu Betriebszeiten fahren und
Passagiere befördern. (AP)

Heimkehr Ex-Wachmann Meili
will in die Schweiz zurück
Christoph Meili, der Wachmann, der 1997
Dokumente aus der Nazi-Zeit aus dem
UBS-Schredderraum rettete und danach
in die USA flüchtete, will in die Schweiz
zurückkehren. Dies sagte er gegenüber
dem «SonntagsBlick». Offenbar ist Meili
völlig mittellos. (MZ)

Schlankheitsmittel Kauf
über Internet birgt Gefahren
Das Schweizerische Heilmittelinstitut
Swissmedic warnt vor über das Internet
bestellten angeblich pflanzlichen Schlank-
heitsmitteln aus dem asiatischen Raum.
In über der Hälfte der getesteten
beschlagnahmten Produkte wurden nicht
deklarierte, synthetische Inhaltsstoffe und
teilweise Schwermetalle massiv über
dem Grenzwert gefunden, wie Swiss-
medic am Sonntag mitteilte. (AP)

IM STIL UNTERSCHIEDLICH Doch in ihren Mutterparteien ähnlich einflussreich: Juso-Präsident Cédric Wermuth (l.) und SVP-
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